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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12, Januar 1961 

9 — 91001 — 4272/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Bundesbahngesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 223. Sit- 
zung am 23. September 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung ge- 
nommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellung- 
nahme des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbahngesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Bundesbahngesetz vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) in der Fassung des Bun- 
desbeamtengesetzes vom 14. Juli 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 551) und des Personalvertretungsgeset- 
zes vom 5. August 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 477) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 4 erhält folgende Fassung: 

*§ 4 

Betriebsführung 

Die Deutsche Bundesbahn hat den Anforderun- 
gen des Verkehrs Rechnung zu tragen. Sie ist 
verpflichtet, ihren Betrieb sicher zu führen. Nach 
dem jeweiligen Stand der Technik hat sie die 
Anlagen, die Fahrzeuge und das Zubehör in gu- 
tem und betriebssicherem Zustand zu erhalten 
und unter Beachtung wirtschaftlicher Grundsätze 
zu erneuern und weiterzuentwickeln." 

2. § 16 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„§ 28 a bleibt unberührt." 

3. § 28 erhält folgende Fassung: 

,§28 

Wirtschaftsführung 

(1) Die Deutsche Bundesbahn ist unter der 
Verantwortung ihrer Organe als Wirtschafts- 
unternehmen so zu führen, daß die Erträge die 
Aufwendungen decken; eine angemessene Ver- 
zinsung des Eigenkapitals ist anzustreben. In 
diesem Rahmen hat sie ihre gemeinwirtschaft- 
liche Aufgabe zu erfüllen. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn beschafft sich die 
erforderlichen Mittel zur Erfüllung ihrer Aufga- 
ben selbst. Ist sie hierzu nachweislich nicht in | 


der Lage, so soll der Bund ihr Darlehen aus 
Haushaltsmitteln gewähren " 

4. Hinter § 28 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 28 a 
Auflagen 

(1) Führt eine Auflage nach § 16 Abs. 4 oder 
die aus Gründen des Gemeinwohls ausgespro- 
chene Versagung der Genehmigung für eine be- 
stimmte tarifliche Maßnahme nachweislich dazu, 
daß in diesem Einzelfall die Aufwendungen der 
Deutschen Bundesbahn nicht gedeckt werden, so 
gewährt der Bund der Deutschen Bundesbahn 
einen entsprechenden Ausgleich. In diesen Fäl- 
len ist die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen zu der Auflage oder der Versagung 
der Genehmigung einzuholen. Die Ausgleichs- 
pflicht des Bundes tritt auch ein, wenn der Deut- 
schen Bundesbahn die Genehmigung zur dauern- 
den Einstellung des Betriebes einer Bundesbahn- 
strecke nach § 14 Abs. 4 Buchstabe d versagt 
wird. 

(2) Die Ausgleichspflicht entfällt, wenn und so- 
weit die Deutsche Bundesbahn am Ende des Wirt- 
schaftsjahres einen Überschuß erzielt hat. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr und der 
Bundesminister der Finanzen stellen gemeinsam 
Richtlinien für die Ermittlung des Ausgleichs nach 
Absatz 1 auf. 

(4) Bei Meinungsverschiedenheiten darüber, 
ob und in welcher Höhe ein Ausgleich zu gewäh- 
ren ist, entscheidet die Bundesregierung auf An- 
trag des Bundesministers für Verkehr, des Bun- 
desministers der Finanzen oder der Deutschen 
Bundesbahn nach Anhörung von Sachverständi- 
gen; der Antrag der Deutschen Bundesbahn ist 
an den Bundesminister für Verkehr zu richten." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Auf Grund der gemeinsamen Kabinettvorlage der 
Bundesminister für Verkehr und der Finanzen vom 
1. Juni 1960 hat die Bundesregierung am 15. Juni 
1960 ein Sofortprogramm gebilligt. Es enthält insbe- 
sondere wichtige Vorschläge für die Regelung des 
finanziellen Verhältnisses zwischen dem Bund und 
der Deutschen Bundesbahn und für die Behandlung 
der Verkehrstarife der Deutschen Bundesbahn. Es 
soll noch vor Ablauf der gegenwärtigen Legislatur- 
periode verwirklicht werden. Im Rahmen des So- 
fortprogramms muß das Bundesbahngesetz vom 
13. Dezember 1951 (BbG) den Beschlüssen der Bun- 
desregierung vom 15. Juni 1960 zum Gutachten der 
Prüfungskommission für die Deutsche Bundesbahn 
und den vorausgegangenen Beschlüssen der Bun- 
desregierung zum verkehrspolitischen Programm 
vom 2. Juli 1959 angepaßt werden. 


II. 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Neufassung des § 4 BbG (Betriebsführung) ent- 
spricht im wesentlichen dem § 4 Abs. 1 Satz 2 bis 4 
der jetzigen Fassung. Die Aufgabe der Deutschen 
Bundesbahn, den Anforderungen des Verkehrs 
Rechnung zu tragen, ist an den Anfang der Bestim- 
mung gerückt. Die Grundsätze für die Geschäftsfüh- 
rung der Deutschen Bundesbahn sind in die neuge- 
faßte Vorschrift des § 28 aufgenommen, daß sie 
sachlich zum Sechsten Abschnitt des Gesetzes ge- 
hören, der die Wirtschaftsführung des Unterneh- 
mens regelt. Entsprechend der stärkeren Betonung 
eigenwirtschaftlicher Gesichtspunkte soll ferner zum 
Ausdruck kommen, daß die Deutsche Bundesbahn 
bei der Erneuerung und Weiterentwicklung ihrer 
ortsfesten und beweglichen Einrichtungen wirt- 
schaftliche Grundsätze zu beachten hat. 

Zur Neufassung von § 4 Abs. 2 BbG wird auf Nr. 3 
verwiesen. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 

In § 16 Abs. 4 Satz 2 ist auf den neu eingefügten 
§ 28 a zu verweisen. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 3 

Das Ziel der Neufassung des § 28 ist, als neuen 
Grundsatz in den Vordergrund zu rücken, daß die 
Deutsche Bundesbahn als Wirtschaftsunternehinen 
zu führen und daher verpflichtet ist, dafür Sorge zu 
tragen, daß die Erträge die Aufwendungen decken. 
In diesem Rahmen hat sie ihre gemeinwirtschaft- 
liche Aufgabe zu erfüllen. Damit wird zwar die ge- 
meinwirtschaftliche Bindung der Deutschen Bundes- 
bahn in Anpassung an den Strukturwandel im Bin- 
nenverkehr gelockert, aber in ihrer Substanz nicht 


angetastet. Entsprechend der im Grundsatz noch 
erhalten gebliebenen Gemeinwirtschaftlichkeit kann 
die Deutsche Bundesbahn nicht ausschließlich nach 
kaufmännischen Gesichtspunkten geführt werden. 
Mit dieser Regelung ist auch der in dem bisherigen 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 enthaltene Widerspruch, die Deut- 
sche Bundesbahn „unter Wahrung der Interessen 
der deutschen Volkswirtschaft nach kaufmännischen 
Grundsätzen zu verwalten“, aufgehoben. 

Ungeachtet der künftigen Wirtschaftsführung der 
Deutschen Bundesbahn nach eigenwirtschaftlichen 
Grundsätzen wird sie lebens- und verteidigungs- 
wichtige Interessen nach Maßgabe einer besonderen 
gesetzlichen Regelung zu berücksichtigen haben. In 
diesem Gesetz soll auch die Kostenverteilung hin- 
sichtlich derartiger Maßnahmen zwischen dem Bund 
und der Deutschen Bundesbahn geregelt werden. 

Die der Deutschen Bundesbahn gewidmeten Vermö- 
gensgegenstände bilden in ihrer Gesamtheit ein 
Sondervermögen des Bundes (Bundeseisenbahnver- 
mögen). Der Bund kann als Eigentümer dieses Ver- 
mögens erwarten, daß die Deutsche Bundesbahn 
sich bei ihrer Geschäftsführung bemüht, für dieses 
vom Bund zur Verfügung gestellte Kapital eine an- 
gemessene Verzinsung zu erwirtschaften. Dies gilt 
auch für die Kalkulation der Preise des Unterneh- 
mens. Damit werden gleichzeitig die Startbedingun- 
gen der Deutschen Bundesbahn denen der übrigen 
Verkehrsträger, soweit bei den verschiedenen Ge- 
gebenheiten möglich, angeglichen. Zu gegebener 
Zeit wird nach Durchführung einer Inventur der 
Wert des Bundeseisenbahnvermögens festgelegt 
werden müssen. 

Soweit die Haushaltslage des Bundes es gestattet, 
soll der Bund als Eigentümer des Bundeseisenbahn- 
vermögens und in Erfüllung seiner Aufgabe, die 
Bundeseisenbahnen nach Artikel 87 Abs. 1 Satz 1 GG 
in bundeseigener Verwaltung zu führen, der Deut- 
schen Bundesbahn Darlehen gewähren, wenn sie die 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben und Verpflichtungen 
erforderlichen Mittel nicht selbst oder durch Auf- 
nahme von Krediten aufbringen kann. Die im bis- 
herigen § 4 Abs. 2 genannten besonderen Voraus- 
setzungen (Wiederherstellung der Leistungsfähig- 
keit und Betriebssicherheit) sind in der nunmehr all- 
gemeiner gefaßten Bestimmung nicht mehr enthal- 
ten. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 4 

Auch nach Lockerung ihrer gemeinwirtschaftlichen 
Bindungen wird die Deutsche Bundesbahn als un- 
mittelbare Bundesverwaltung weiter Instrument der 
Bundesrepublik, insbesondere ihrer Verkehrspoli- 
tik, bleiben müssen. Deshalb muß der Bundesmini- 
ster für Verkehr auch weiterhin in der Lage sein, 
der Deutschen Bundesbahn tarifliche Maßnahmen 
aufzuerlegen (§ 16 Abs. 4). Eine solche Auflage darf 
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jedoch die Erträge aus dem betreffenden Transport- 
geschäft nicht so weit herabmindern, daß die erfor- 
derlichen Aufwendungen nicht gedeckt werden. 

Soweit die Deutsche Bundesbahn durch Anordnun- 
gen des Bundesministers für Verkehr zu einem be- 
stimmten Tarifgebaren veranlaßt wird, das zu 
einem solchen Ergebnis führt, hat der Bund der 
Deutschen Bundesbahn einen entsprechenden Aus- 
gleich zu zahlen. Dies gilt auch dann, wenn der 
Bundesminister für Verkehr die Genehmigung für 
eine tarifliche Maßnahme aus Gründen des Gemein- 
wohls versagt. 

Da die Deutsche Bundesbahn keine Gewinnmaxi- 
mierung anzustreben hat und hierzu auch nicht ver- 
pflichtet werden soll, ist vorgesehen, daß die Er- 
satzpflicht des Bundes entfällt, wenn die Rechnung 
der Deutschen Bundesbahn am Ende des Wirt- 
schaftsjahres keine „roten Zahlen" aufweist. Dies 
ist der Fall, wenn die Deutsche Bundesbahn zu einer 
ausgeglichenen Jahresrechnung gelangt ist. 

Wegen der etwaigen Auswirkungen von tariflichen 
Auflagen oder von Versagungen der Genehmigung 
für tarifliche Maßnahmen auf den allgemeinen Bun- 
deshaushalt führt der Bundesminister für Verkehr 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen herbei, wenn mit Ausgleichszahlungen zu 
rechnen ist. 

Für die Berechnung des Ausgleichs, den der Bund 
nach § 28 a Abs. 2 gegebenenfalls zu leisten hat, er- 
läßt der Bundesminister für Verkehr gemeinsam 
mit dem Bundesminister der Finanzen allgemeine 
Richtlinien. 


Die Ausgleichspflicht des Bundes besteht unter den- 
selben Voraussetzungen auch dann, wenn der Bun- 
desminister für Verkehr die Genehmigung für die 
dauernde Einstellung des Betriebes einer Bundes- 
bahnstrecke im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen versagt. 

Die Entscheidung über Meinungsverschiedenheiten, 
ob und in welcher Höhe ein Ausgleich im Sinne des 
§ 28 a Abs. 2 zu gewähren ist, bleibt der Bundes- 
regierung Vorbehalten. Sie wird vor ihrer Entschei- 
dung Sachverständige hören. Den Antrag auf eine 
Entscheidung der Bundesregierung können der Bun- 
desminister für Verkehr, der Bundesminister der 
Finanzen oder die Deutsche Bundesbahn — diese 
über den Bundesminister für Verkehr — stellen. 

5. Zu Artikel 2 

Das Gesetz zur Änderung des Bundesbahngesetzes 
soll zu einem möglichst frühen Zeitpunkt in Kraft 
treten, damit es sich noch voll auf das Wirtschafts- 
planjahr 1961 der Deutschen Bundesbahn auswir- 
ken kann. Das Jahr 1961 ist das erste Jahr des Vier- 
jahresabschnitts des Zehnjahres-Investitionsplanes, 
den auch das Sofortprogramm der Bundesregierung 
gebilligt hat. 


III. 

Durch den Vollzug dieses Gesetzes entstehen dem 
Bund, den Ländern und den Gemeinden keine Mehr- 
kosten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1 Nr. 3 

§ 28 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Deutsche Bundesbahn ist unter der 
Verantwortung ihrer Organe so zu führen, daß 
die Erträge die Aufwendungen decken. In die- 
sem Rahmen hat sie ihre gemeinwirtschaftliche 
Aufgabe zu erfüllen/' 

Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage bedeutet 
eine Aushöhlung des Prinzips der Gemeinwirt- 
schaftlichkeit. Die vorgeschlagene Neufassung 
enthält daher nur den Gesetzesbefehl, daß die 
Erträge die Aufwendungen zu decken haben. Es 
mußte deshalb auch darauf verzichtet werden, 
eine angemessene Verzinsung des Eigenkapitals 
anzustreben. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 4 

a) § 28 a Abs. 1 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen zu der Auflage oder Versagung der 
Genehmigung ist nicht erforderlich, weil diese 
allein nach fachlichen Gesichtspunkten er- 
folgt. 

b) § 28 a Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Bei Meinungsverschiedenheiten dar- 
über, ob und in welcher Höhe ein Ausgleich 
zu gewähren ist, entscheidet die Bundesregie- 
rung nach Anhörung von Sachverständigen." 

Begründung 

Folge der Empfehlung zu Absatz 1. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Die Bundesregierung vermag den Änderungsvor- 
schlägen aus folgenden Gründen nicht zuzustimmen: 

a) Die von ihr vorgeschlagene Neufassung des § 28 
Abs. 1 bedeutet nach ihrer Meinung keine Aus- 
höhlung des Prinzips der Gemeinwirtschaftlich- 
keit. Die Bundesregierung will damit allerdings 
eine klare Abgrenzung der gemeinwirtschaft- 
lichen Verpflichtungen, die grundsätzlich beste- 
henbleiben, von der Pflicht zur eigenwirtschaft- 
lichen Betriebsführung erreichen. 

b) Der Hinweis auf eine angemessene Verzinsung 
des Eigenkapitals der Deutschen Bundesbahn 
muß in das Bundesbahngesetz aufgenommen 
werden. Ein genereller Verzicht auf Verzinsung 
würde die Wettbewerbsbedingungen zwischen 
Eisenbahn, Kraftwagen und Binnenschiffahrt ver- 
zerren. 

Die Bundesregierung ist aber damit einverstanden, 
daß die Worte „als Wirtschaftsunternehmen" ersetzt 
werden durch die Worte „wie ein Wirtschaftsunter- 
nehmen", um im Sinne des Bundesratsvorschlags 
klarzustellen, daß der Charakter der Deutschen Bun- 
desbahn als bundeseigene Verwaltung (Artikel 87 
GG) erhalten bleiben soll. Sie schlägt hiernach fol- 
gende Fassung des § 28 Abs. 1 BbG vor: 

„(1) Die Deutsche Bundesbahn ist unter der Ver- 
antwortung ihrer Organe wie ein Wirtschafts- 
unternehmen so zu führen, daß die Erträge die 
Aufwendungen decken; eine angemessene Verzin- 
sung des Eigenkapitals ist anzustreben. In diesem 


Rahmen hat sie ihre gemeinwirtschaftliche Auf- 
gabe zu erfüllen." 

Zu 2. a) 

Die Bundesregierung vermag dem Vorschlag nicht 
fcuzustimmen. Eine tarifarische Auflage oder die Ab- 
lehnung einer Genehmigung werden in der Regel 
mit einem Ausgleichsanspruch der Deutschen Bun- 
desbahn verbunden sein. Wegen der möglichen 
Konsequenzen für den Bundeshaushalt empfiehlt 
es sich daher, dem Bundesminister der Finanzen bei 
derartigen Entscheidungen ein gesetzliches Mitwir- 
kungsrecht einzuräumen, das über die nach dem 
Haushaltsgesetz und der GGO gegebenen Mitwir- 
kungsmöglichkeiten hinausgeht. 

Zu 2. b) 

; Dem Änderungsvorschlag des Bundesrates kann in- 
soweit gefolgt werden, als das bei Meinungsver- 
schiedenheiten über Grund und Höhe eines Aus- 
gleichsanspruchs der Deutschen Bundesbahn zwi- 
schen den Bundesressorts einzuschlagende Verfah- 
ren nicht notwendig im Gesetz festgelegt werden 
muß. Dagegen sollte ein Antragsrecht der Deutschen 
Bundesbahn im Bundesbahngesetz vorgesehen wer- 
den. Für die Bundesregierung würde deshalb fol- 
gende Fassung des § 28 Abs. 4 annehmbar sein: 

„(4) Bei Meinungsverschiedenheiten darüber, ob 
und in welcher Höhe ein Ausgleich zu gewähren 
ist, entscheidet die Bundesregierung auf Antrag 
der Deutschen Bundesbahn nach Anhörung von 
Sachverständigen; der Antrag der Deutschen Bun- 
desbahn ist an den Bundesminister für Verkehr zu 
richten." 
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